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Finanzlobby und Politik

Im Land der kürzesten Wege
Handelskammer, ABBL und Fedil könnten bald im Gebäude der luxemburgischen EU-Vertretung in Brüssel ansässig werden

VON CHR ISTOPH BUMB UND
D IEGO VELAZQUEZ (BRÜSSEL )

Politik und Wirtschaft suchen seit
jeher gegenseitig die Nähe. Beson-
ders in Luxemburg hat das abge-
stimmte Vorgehen von Regierung
und Lobbyisten zur Verteidigung
gemeinsamer Interessen eine lange
Tradition. In Brüssel wird jetzt da-
rüber nachgedacht, die Grenzen
zwischen Politik, Beamtenschaft
und Interessenvertretern rein
räumlich aufzulösen. Entsprechende
Pläne werfen zumindest Fragen auf.

Spätestens seit „LuxLeaks“ sieht
sich Luxemburg dem Vorwurf
ausgesetzt, die Souveränität des
Landes an die Finanzlobby abge-
geben zu haben. Kritiker werfen
die Frage auf, wer eigentlich in
Luxemburg die Gesetze schreibe:
der Finanzsektor oder die Politik?
Letztlich geht es dabei um die Fra-
ge, in wessen Interesse politische
Entscheidungen überhaupt getrof-
fen werden.

In Luxemburg mag man dieses
Image nicht. So erklärte Francine
Closener, Staatssekretärin im
Wirtschaftsministerium, im Rah-
men der „Nation Branding“-Kam-
pagne, dass „die Wahrnehmung
Luxemburgs im Ausland nicht zu
sehr auf den Finanzplatz ausge-
richtet sein soll“. Im Ausland wird
dieser Versuch, vom Bankenplatz-
Image wegzukommen, allerdings
skeptisch beobacht. Die Rede ist
von „Reinwäsche“, die dazu füh-
ren soll, das Image des Landes zu
verbessern, ohne aber das Wirt-
schaftsmodell in Frage zu stellen.

Politik und Lobby unter einem Dach

Neue Entwicklungen rund um den
Sitz der luxemburgischen EU-
Vertretung und der luxemburgi-
schen Botschaft in Brüssel könn-
ten den Vorwürfen der Skeptiker
jetzt neue Argumente zu liefern.

Luxemburgs Handelskammer
hat entschieden, einen Vertreter
nach Brüssel zu schicken, um vor
Ort die Interessen der heimischen
Wirtschaft zu fördern – an einem
besonderen Arbeitsplatz. Wie das
Außenministerium bestätigt, soll
dieser nämlich in der Brüsseler
„Maison du Luxembourg“ ein Zu-
hause finden. Dort befinden sich
sowohl die Räumlichkeiten der
EU-Botschaft bzw. Ständigen Ver-
tretung Luxemburgs bei der EU als
auch die der Botschaft in Belgien.
Für die Handelskammer, die als
Bindeglied zwischen privatem und
öffentlichem Sektor fungiert, ist
diese neue Assoziierung nichts
Spektakuläres.

Carlo Thelen, Direktor der
Handelskammer, betont die Prä-
senz seiner Organisation in Brüs-
sel zur „promotion commerciale“
im Rahmen der bilateralen Bezie-
hungen zwischen Belgien und Lu-
xemburg. Das neue Büro sei dem-
nach auch der diplomatischen
Vertretung in Belgien und nicht
der ständigen Vertretung bei der
EU angegliedert. Ähnliche Büros
betreibt die Handelskammer auf
Grundlage einer Konvention mit
dem Außenministerium bereits in
Paris und Berlin. Darüber hinaus
sei man aber in Verhandlungen,

um die europapolitische Lobby-
arbeit gemeinsam mit dem Un-
ternehmerverband Fedil, der Ban-
kenvereinigung ABBL und dem
Luxemburger Verband der Fonds-
industrie Alfi besser zu koordi-
nieren. In welcher Form dies pas-
siere und in welchem Gebäude sei
aktuell noch nicht entschieden.
Thelen geht es aber generell da-
rum, dass Luxemburgs Unterneh-
mer „näher an den Entscheidun-
gen“ seien und ihre Anliegen bes-
ser an die politischen Akteure, et-
wa Luxemburgs EU-Abgeordnete,
herantragen können.

„Ethische Voraussetzungen“

Für Fedil und ABBL, die momen-
tan nur hundert Hausnummern
weiter in der Brüsseler Avenue de
Cortenbergh im Gebäude von „Bu-
sinessEurope“ ansässig sind, klingt
der Umzug interessant. „Die Pro-
ximität zur Ständigen Vertretung
ist wichtig für unsere Arbeit“, sagt
Fedil-Direktor René Winkin. Da in
der „Maison du Luxembourg“ jetzt
Büros frei sind, gebe es in der Tat
Gespräche, um Luxemburgs Un-
ternehmervertreter unter einem
Dach zu regruppieren. Die Ver-

handlungen seien aber noch nicht
abgeschlossen. Generell gelte aber,
dass es „sicherlich Sinn macht“,
alle Organisationen (also Fedil,
ABBL, Alfi und Chambre de Com-
merce) am gleichen Standort un-
terzubringen, so Winkin.

Auch Antoine Kremer, Vertre-
ter der ABBL in Brüssel, sagt, dass
dieses Zusammenziehen „eine Op-
tion“ sei. „Doch wir sind uns be-
wusst, dass es ethische Voraus-
setzungen gibt“, sagt Kremer. Eine
davon sei, dass es eine klare Tren-
nung zwischen luxemburgischen
Diplomaten und den Interessever-
tretern gebe. Diese soll auch be-
stehen bleiben. So werden Beamte
und Lobbyisten nicht auf den glei-
chen Stockwerken arbeiten.

Doch stellt diese Verhandlung
zwischen privaten Interessenver-
tretern des Finanzplatzes und der
Ständigen Vertretung Luxem-
burgs in Brüssel durchaus Prob-
leme dar. Für Transparency In-
ternational, einer NGO, die über
Lobbyismusfragen wacht, ist der
damit verbundene „dauerhafte be-
vorzugte Zugang“, den die Inte-
ressenvertreter dadurch hätten,
besonders problematisch. Durch

die geografische Koexistenz hät-
ten Vertreter der Finanzbranche
einen ständigen und unkontrol-
lierbaren Zugang zu Diplomaten
und Experten der luxemburgi-
schen Regierung, deren Aufgabe es
ist, über die EU-Gesetzgebung zu
verhandeln.

„Verheerende Symbolik“

Unabhängig davon, wie viele
Mauern des gleichen Gebäudes,
Lobbyisten von Diplomaten tren-
nen, sei die Symbolik „verhee-
rend“, flüstert ein luxemburgi-
scher EU-Beamter etwas geniert.
Claude Turmes, der EU-Abgeord-
nete von „Déi Gréng“ fasst das
Grundproblem zusammen und
sagt, dass „es dadurch immer den
Verdacht geben wird, dass Ent-
scheidungen nicht in voller Un-
abhängigkeit getroffen wurden“.
Es sei legitim, so die Kritiker, sich
mit Experten, Beratern und Lob-
byisten auszutauschen, doch müs-
se es eine Garantie geben, dass die
Entscheidungen letztlich ohne
Einfluss dieser Gruppen getroffen
werden. Ein Zusammenleben auf
engstem Raum mache dies jedoch
schlicht unmöglich.

Hinzu kommt die gängige Pra-
xis des „fliegenden Wechsels“
zwischen Staatsdienst und Lob-
byismus. Nicht wenige Mitarbei-
ter von Luxemburgs Wirtschafts-
verbänden waren in ihrer Karriere
schon bei der Regierung oder der
EU tätig – und umgekehrt.

Vicky Can, Chefin der NGO
Corporate Europe Observatory,
nennt das Vorgehen „schockie-
rend“. Die Rolle der „Représenta-
tions Permanentes“ sei es, „die In-
teressen der nationalen Bevölke-
rung zu verteidigen, und nicht die
der privaten Wirtschaft“.

„Die gleichen Interessen“

Frank Engel, EU-Parlamentarier
für die CSV, relativiert diese Aus-
sage. „Die Interessen der Regie-
rung und der Finanzbranche sind
die gleichen.“ Also sei das mögli-
che Zusammenleben „unproble-
matisch“ und sogar „logisch“.
Diplomaten würden eh mit den
Interessenvertretern reden. Beide
zu vereinen, wäre also „prakti-
scher“. Dann „müsse man nicht so
weit laufen“. Stichwort: Land der
kurzen Wege ...

Diese Einschätzung entspricht
durchaus der Realität in der Brüs-
seler „Bubble“. Interessenvertre-
ter aller Art (auch NGOs), Abge-
ordnete, EU- und Regierungs-
beamte treffen sich auf den vier
Quadratkilometern des Europa-
viertels ständig, um über EU-Po-
litik zu reden. Ein Blick in ein Res-
taurant am „Rond Point Schu-
mann“ genügt, um sich davon zu
überzeugen. Der Kreisverkehr bil-
det das Epizentrum des EU-Vier-
tels und Mittags sind die Restau-
rants überfüllt. Wer am selben
Tisch Lobbyist, Regierungs-
vertreter oder EU-Parlamentarier
ist, ist nicht immer leicht zu sa-
gen.

Ein europäisches Problem

Der Rat der EU, die Institution, in
der Experten aus den Ständigen
Vertretungen und die Minister aus
den Mitgliedstaaten die EU-Ge-
setze aushandeln, hat in diesem
Zusammenspiel eine spezielle
Rolle. Im Gesetzgebungsverfahren
der EU schlägt die Europäische
Kommission Gesetze vor. Danach
müssen Europaparlament und Rat
der EU darüber verhandeln, damit
diese zu europaweiten Richtlinien
oder Verordnungen werden. Wie
auch auf nationaler Ebene, wer-
den betroffene Interessenvertre-
ter während des legislativen Pro-
zesses angehört.

Um dies so durchsichtig wie
möglich zu gestalten, führten Par-
lament und Kommission das so-
genannte „Transparenzregister“
ein. Im Internet kann jeder sehen,
mit welchen Organisationen Par-
lamentarier und hohe Kommissi-
onsbeamte „zusammenwirken“.
Der Rat wehrt sich allerdings strikt
gegen eine solche Transparenz
(siehe Kasten). Das Lobbyismus-
Problem ist also nicht bloß ein lu-
xemburgisches Problem, sondern
ein europäisches. Die momentane
Lage, so Claude Turmes, sei
schlicht „schlecht für das Selbst-
verständnis der europäischen De-
mokratie“.

Brüssel und das „schwarze Loch“ des Lobbyismus

Der Rat der EU, die Institution, in der die
Mitgliedstaaten vertreten sind, spielt bei
der Aushandlung der EU-Regeln eine we-
sentliche Rolle. Der Rat ist neben dem
EU-Parlament „Co-legislateur“ und hat im
europäischen Gesetzgebungsverfahren so
viel zu sagen wie die europäische Volks-
vertretung. Auf dem ersten Blick besteht
der Rat aus den Treffen, bei denen die Mi-
nister der EU-Staaten, in Ressorts ein-
geteilt, zusammenkommen. Diese Tref-
fen werden allerdings immer sorgfältig
von den Ständigen Vertretungen vorbe-
reitet. Beamte, Experten und Diplomaten
aus den Mitgliedstaaten handeln einen
Großteil aus, und den Ministern werden
nur die brisantesten politischen Fragen
überlassen.

Deswegen haben die Ständigen Ver-
tretungen der EU-Staaten in Brüssel eine

sehr wichtige Rolle im legislativen Pro-
zess der EU. Für Interessenvertreter sind
die Beamten und Diplomaten besonders
interessante Kunden. Doch darüber gibt
es nur wenige objektive Angaben. Denn
anders als das Europaparlament und die
EU-Kommission, macht der Rat der EU
(und somit auch die Ständigen Vertre-
tungen) beim sogenannten „Transpa-
renzregister“ nicht mit.

Eine der ersten Studien über das Phä-
nomen des Lobbyismus bei den Ständi-
gen Vertretungen wurde erst in März
2016 von „Alliance for Lobbying Trans-
parency and Ethics Regulation“ veröf-
fentlicht. Diese Studie zeigt eine offene
„Gleichgültigkeit“ und „Gefälligkeit“ im
Umgang mit Lobbyismus aus der Privat-
wirtschaft. Von 17 befragten EU-Vertre-
tungen, konnten nur drei Mitgliedstaaten

die komplette Listen ihrer Treffen aus den
letzten 12 Monaten mit Interessenver-
tretern liefern. Deswegen sprechen NGOs
auch von einem „schwarzen Loch des
Lobbyismus“ oder von einem „blinden
Fleck“.

Diese begrenzten Daten machten es
demnach schwer, umfassende Schluss-
folgerungen zu ziehen. Dennoch zeigt die
Studie, dass der Großteil der Treffen sol-
che von Beamten und Diplomaten mit
Vertretern aus der Privatwirtschaft sind
und nur zwischen 10 und 20 Prozent der
„Meetings“ Vertretern aus der Zivilge-
sellschaft gewidmet sind. Sollten sich die
Transparenzregeln für die Vertreter der
EU-Regierungen in Brüssel nicht ändern,
so die gleiche Studie, dann werden ge-
nauere Analysen über Lobbyismus im Rat
der EU auch in Zukunft unmöglich sein.

Diplomaten und Lobbyisten unter einem Dach? Diese Idee findet nicht nur Zustimmung. (FOTO: LEX KLEREN)


